
Über 2.000 Beschäftigte aus dem Einzel- und Versandhandel sowie aus dem Groß- und Außenhandel demonstrierten am 9. September in 
Düsseldorf für allgemeinverbindliche Tarifverträge� FOTO: DIETRICH HACKENBERG
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S ie waren in der Nacht losgefahren 
und strömten am 9. September, 

einem Samstag, in den Düsseldorfer 
Hofgarten: Rund 2.000 ver.di-Ehrenamt­
liche aus Betrieben des Handels ver­
sammelten sich zu Kundgebung und 
Demonstration für Tarifverträge in den 
Betrieben der Branche. Mit Transpa­
renten und selbst gestalteten Papptafeln 
verwiesen die Teilnehmer/innen auf die 
prekäre Einkommenssituation in nicht 
tarifgebundenen Betrieben wie OBI, 
Amazon, Adler und anderen mehr.

Die Tarifbindung muss
gestärkt werden

»Die Beschäftigten der Branche erwar­
ten zu Recht faire Löhne, die tariflich 
abgesichert sind«, rief der ver.di-Vorsit­
zende Frank Bsirske den Kundgebungs­
teilnehmer/innen zu, »sowie eine ge­
setzliche Stärkung der Tarifbindung und 
der Allgemeinverbindlichkeit von Tarif­
verträgen in Deutschland.« Und Stefanie 
Nutzenberger, ver.di-Bundesvorstands­
mitglied für den Handel, wies in ihrem 
Redebeitrag darauf hin, wie dramatisch 
die Situation im Handel durch die Tarif­

flucht vieler Unternehmen geworden sei, 
was »zu Armutslöhnen und späteren 
Armutsrenten führt. Die Unternehmen 
haben sich systematisch aus ihrer Ver­
antwortung gestohlen, zu Lasten der 
Beschäftigten und ihrer Familien, aber 
auch der ganzen Gesellschaft, die dieses 
Geschäftsmodell allein 2015 mit 1,4 
Milliarden Euro Steuergeldern 
subventioniert hat.« Zur Kund­
gebung gekommen war auch 
die damalige Bundesarbeitsmi­
nisterin Andrea Nahles (SPD), 
die bekannte, sich für die flä­
chendeckende Tarifbindung 
einzusetzen.

Tatsächlich schwindet im 
Handel die Tarifbindung 
der Unternehmen drama­
tisch – nach jüngsten Be­
rechnungen arbeiten im 
Einzelhandel nur noch 30 
Prozent der Beschäftigten, 
im Groß- und Außenhandel 
21 Prozent in tarifgebunde­
nen Betrieben. Seit gut zwanzig Jahren 
erlaubt eine wachsende Zahl an Arbeit­
geberverbänden die so genannte OT-Mit­
gliedschaft, was »ohne Tarifbindung« 

bedeutet. Seitdem begehen immer mehr 
Unternehmen Tarifflucht oder werden 
erst gar nicht reguläres Mitglied »mit 
Tarifbindung« im Arbeitgeberverband.

Aber die Beschäftigten im Handel sind 
zunehmend aktiv. So streiken Mitarbei­
ter/innen unter anderem der Baumarkt­
kette OBI, des Versandhändlers Amazon, 

der Textilkette Adler fortgesetzt für 
Tarifverträge. Beim Online-Versand­
handel Zalando in Brieselang wird 
inzwischen sogar über einen Tarif­
vertrag verhandelt. »Wir sind als 
ver.di hier stark vertreten«, er­
klärte bei der AVE-Kundgebung 
in Düsseldorf Konny Wronowski, 

Sprecher der Vertrauensleute und 
Vorsitzender der Tarifkommis­
sion im Betrieb. »Damit haben 
wir die nötige Basis, um unsere 

Forderungen nach einem Tarif­
vertrag nachdrücklich zu un­
termauern.« Andreas Menzel, 
Betriebsratsvorsitzender in 

einem OBI-Markt in Dresden, 
betonte die Bedeutung allgemeinver­
bindlicher Tarifverträge. Hier seien die 
Politiker gefragt, aber auch die Beschäf­
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Starker Auftritt für 
Allgemeinverbindlichkeit

Nach der Bundes-
tagswahl vom 24. 
September sind die 
Verhandlungen über 
eine Regierungsko-
alition angelaufen. 
Der richtige Zeit-
punkt, um aus Sicht 
des ver.di-Fachbe-
reichs Handel Forderungen an die be-
teiligten Parteien zu erheben: Für die 
von uns vertretenen Beschäftigten sind 
Tarifverträge zentral. Angesichts der 
Flucht vieler Arbeitgeber aus der Ta-
rifbindung muss die Politik sich endlich 
dafür einsetzen, dass die Tarifverträge 
des Handels allgemeinverbindlich wer-
den und damit für alle Kolleg/innen 
dieser Branche gelten. Ein weiteres 
wichtiges politisches Thema ist der 
Schutz des arbeitsfreien Sonntags. Die 
Kolleg/innen im Handel stehen sechs 
Tage in der Woche von früh bis spät in 
den Geschäften – die Bundesregierung 
muss sich klar positionieren, dass der 
arbeitsfreie Sonntag nicht weiter aus-
gehöhlt wird. Und schließlich fordern 
wir Schutz für unsere Kolleg/innen vor 
einer weiteren Flexibilisierung der Ar-
beitszeiten zu ihren Lasten. Außerdem 
setzen wir uns für die Abschaffung der 
Minijobs ein und die Verhinderung von 
Altersarmut.

S T E F A N I E  N U T Z E N B E R G E R
ver.di-Bundesvorstandsmitglied  

für den HandelFortsetzung auf Seite 4

Absicht der Arbeitgeber konnte ver.di 
dort und in der Folgezeit überall verein­
baren, dass die Erhöhungen in beiden 
Jahren voll in die Tariftabellen eingerech­
net werden und damit dauerhaft sind. 
Auf dieser Basis wird dann in zwei Jah­
ren verhandelt, das wäre bei den zunächst 
angebotenen Einmalzahlungen nicht so 
gewesen. Auch Öffnungsklauseln wur­
den erfolgreich geblockt.

Für 2017 haben ver.di und die Arbeit­
geber eine Erhöhung der Gehälter und 
Löhne um 2,3 Prozent vereinbart. Im 
kommenden Jahr gibt es noch einmal 2 
Prozent mehr. Im ersten Halbjahr 2018 

Nach mehrmonatigen, von vielen 
Streiks begleiteten Tarifverhand­

lungen konnte ver.di mit den Arbeitge­
bern bis Mitte September in allen Bun­
desländern neue regionale Tarifverträge 
für den Einzel- und Versandhandel ab­
schließen. Mit insgesamt 4,3 Prozent 
mehr über zwei Jahre verteilt liegen die 
Abschlüsse auch über der zu erwar­
tenden Teuerungsrate. Sie bedeuten 
real mehr Geld in den Taschen der Be­
schäftigten. 

Einen ersten Tarifabschluss hatte es 
am 28. Juli in Baden-Württemberg ge­
geben. Entgegen der ursprünglichen 

leisten die Unternehmer zusätzlich eine 
Einmalzahlung von 50 Euro, bei Teilzeit 
anteilig. Azubis bekommen in fast allen 
Tarifgebieten 25 Euro.

Was sich in den regionalen Tarifab­
schlüssen unterscheidet, sind in erster 
Linie die Auszahlungstermine. Und in 
einzelnen Bundesländern steigen die 
Ausbildungsvergütungen überpropor­
tional, also um mehr als 2,3 bzw. 2 
Prozent. 

Einen besonderen Erfolg konnte ver.di 
bei den Verhandlungen für Brandenburg 
erzielen: Dort wurde die Angleichung 
von Urlaubs- und Weihnachtsgeld auf 

Westniveau binnen 5 bzw. 6 Jahren fest­
gelegt. Zum ersten Abschluss in Baden-
Württemberg, dem die dortige Tarifkom­
mission bei nur einer Enthaltung zu­
stimmte, hat es auch kritische Stimmen 
gegeben. Einige Tarifkommissionen 
anderer Länder führten an, dass der 
wirtschaftliche Spielraum nicht genügend 
ausgeschöpft worden sei. Aufgrund ih­
rer sehr harten Koordinierung seien die 
Arbeitgeber nirgendwo bereit gewesen, 
in wesentlichen Punkten über die Ende 
Juli vereinbarten Erhöhungen hinauszu­
gehen, so die Kritik von ver.di. Auch die 
Forderung, gemeinsam mit ver.di die 
Allgemeinverbindlichkeit zu beantragen, 
lehnten die Unternehmerverbände durch­
weg ab (siehe Beitrag oben).� A H A 

Tarifaktion in NRW� FOTO: VER.DI
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Mehr Geld in den Taschen
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  STREIKTAG BEI HUGENDUBEL
Mitte September hatte ver.di zum 
bayernweiten Streiktag bei Hugen-
dubel aufgerufen. Große Tarifakti-
onen mit vielen Teilnehmer/innen 
fanden in München, Ingolstadt und 
Schweinfurt statt. Hintergrund des 
Protestes ist die Verweigerungshal-
tung des Arbeitgebers in der lau-
fenden Tarifrunde: Auch nach fünf-
monatigen Verhandlungen gibt es 
keine Zusage für eine Entgelterhö-
hung. Stattdessen hat Hugendubel 
den Manteltarifvertrag gekündigt 
und plant laut ver.di-Infoblog Ver-
schlechterungen der Arbeitsbedin-
gungen, bevor überhaupt wieder 
zum Thema Entgelterhöhung ver-
handelt wird. Beim Streiktag stand 
die Forderung nach schneller und 
angemessener Erhöhung der Gehäl-
ter im Mittelpunkt. Außerdem stell-
ten die Beschäftigten auf Transpa-
renten dar, dass eine dauerhaft zu 
niedrige Entlohnung unweigerlich 
zu Altersarmut führen werde.

 � AMAZON-BESCHÄFTIGTE  
STREIKTEN FÜR TARIF

Immer wieder gehen sie für ihre be-
rechtigte Forderung nach tariflicher 
Entlohnung auf die Straße: Die Be-
schäftigten bei Amazon Deutschland 
kämpfen seit 2013 für die Anerken-
nung der Tarifverträge des Einzel- 
und Versandhandels beim Online-
Versender. Am 2. Oktober streikten 
die Beschäftigten an den Standorten 
Bad Hersfeld, Leipzig, Graben, 
Rheinberg, Werne und Koblenz neu-
erlich. Zuvor waren bei Amazon 
zwar die Entgelte leicht angehoben 
worden, doch der Abstand zum Tarif 
ist weiterhin groß. »Die Anhe-
bungen bleiben aber deutlich hinter 
der Branchenentwicklung und den 
Forderungen von ver.di zurück«, er-
klärte so auch Thomas Voß, der in 
der ver.di-Bundesfachgruppe Einzel-
handel für die Beschäftigten des On-
line-Handels zuständig ist.

Betriebsräte haben es beim Modefili­
alisten H&M schon lange schwer. 

Doch seit einiger Zeit häufen sich die 
Fälle von Mobbing (»Union Busting«). 
So versuchen Filial- oder Gebietsleiter 
etwa, Betriebsräte mit einer Abfindung, 
mit fristloser Kündigung oder Verset­
zung loszuwerden. Über Beispiele dafür 
berichtete die GBR-Vorsitzende Saskia 
Stock aus H&M-Filialen in Herford, Sin­
delfingen, Stuttgart und Ingolstadt.

Schließungen und 
Kündigungen

Außerdem plant das Unternehmen wohl 
die Schließung von Filialen in Lübeck, 
Berlin und Trier, was im Fall Trier über 
die Medien bekannt wurde. Ebenso soll 
das Zentrallager in Groß-Ostheim mit 
350 Mitarbeiter/innen dicht gemacht 
werden. »Zum ersten Mal ist im Zusam­
menhang dieser Schließungen von be­
triebsbedingten Kündigungen die Re­
de«, stellt der zuständige ver.di-Unter­
nehmensbetreuer aus der Bundesfach­
gruppe Einzelhandel, Damiano Quinto, 
fest. »Bisher bekamen die Kolleg/innen 

Angebote für Ersatzarbeitsplätze in den 
umliegenden Filialen.«

Angesichts dieser Entwicklungen so­
wie der nach wie vor miserablen Arbeits­
bedingungen in der gesamten Produk­
tions- und Lieferkette bei H&M gab es 
am Freitag, dem 13. Oktober, organisiert 
von ver.di, der Gruppe »Arbeitsunrecht« 
und dem ExChains-Netzwerk, eine Viel­
zahl an Aktionen in Filialen, mit denen 
auf die grassierenden Missstände beim 
Modefilialisten aufmerksam gemacht 
wurde. Flugblätter wurden verteilt, oder 
mit kleinen Botschaften auf Klebezetteln 
oder T-Shirts die harten Arbeitsbedin­
gungen hierzulande wie auch in Südasi­
en angeprangert.

Immerhin eine gute Nachricht im Zu­
sammenhang mit dem Union Busting 
bei H&M war Ende September zu ver­
melden: Das Landesarbeitsgericht Düs­
seldorf entschied, dass die Kündigung 
eines Betriebsratsmitgliedes aus einer 
H&M-Filiale in Leverkusen vom Novem­
ber 2016 unwirksam war – das Gericht 
wies das Ansinnen des Arbeitgebers auf 
ersatzweise Zustimmung zur Kündigung 
ab.� G U D R U N  G I E S E

H&M-Kolleginnen bei der AVE-Demo in Düsseldorf� FOTO: VER.DI

Betriebsräte 
unter Druck

S Y S T E M A T I S C H E S  U N I O N  B U S T I N G  B E I  H & M

Silke Zimmer, ver.di-Fachbereichslei­
terin Handel in NRW: »Die Pläne der 
CDU/FDP-Koalition gehen über den 
grundgesetzlich gebotenen Sonn- und 
Feiertagsschutz der Beschäftigten im 
Handel hinweg. Menschen brauchen 
mehr gemeinsame Zeit für ihre Familien, 
für soziales Zusammenleben und nicht 
immer mehr Stress und mehr Arbeit.«

Ihr Kollege Bernhard Schiederig aus 
Hessen, der in diesem Bundesland für 
ver.di zusammen mit der regionalen 
Sonntagsallianz gerade einige spekta­
kuläre juristische Erfolge erzielt hat, teilt 
diese Einschätzung. »Die Landesregierung 
in NRW formuliert Gründe für Sonntags­
öffnungen, von denen keiner den An­

forderungen der obersten Rechtspre­
chung genügt. Und die ist eindeutig: 
Ohne Anlass keine Ausnahme.«

Um den Sonntagsschutz und das Ver­
bot von Sonntagsarbeit – beispielsweise 
auch im Versand- und Onlinehandel – 
weiter zu festigen, seien auch in Zukunft 
erhebliche Anstrengungen notwendig. 

Wie Ende August bekannt wurde, hat 
der Hessische Verwaltungsgerichtshof 
drei von der Stadt Frankfurt am Main 
genehmigte Sonntagsöffnungen unter­
sagt. Bei der Entscheidung ging es um 
Ausnahmegenehmigungen zum Muse­
umsuferfest, zur Automobilausstellung 
IAA und zur Buchmesse, die auf Antrag 
der »Allianz für den freien Sonntag« 
von der Vorinstanz kassiert worden 
waren. Die Richter sahen es unter an­
derem als nicht gerechtfertigt an, die 
Geschäfte stadtweit und zum Teil in 
starker räumlicher Entfernung öffnen 
sowie das gesamte Sortiment verkaufen 
zu lassen, wie es die städtischen Ver­
ordnungen vorsahen. 

Allein in NRW und Hessen haben ver.di 
und die Sonntagsallianzen 2016 und 
2017 bereits mehr als 100 rechtswidrige 
Sonntagsöffnungen verhindert. In Sach­
sen hat das dortige Oberverwaltungs­
gericht Ende August stadtweite Sonn­
tagsöffnungen anlässlich der »Leipziger 
Markttage« und des Dokfilm-Festivals 
für unzulässig erklärt; zwei verkaufsof­
fene Sonntage im Advent dürfen statt­
finden, allerdings beschränkt auf die 
Innenstadt.

In Nordrhein-Westfalen will sich die 
neue, von CDU und FDP gebildete Re­

gierung zur Speerspitze gegen die 
grundgesetzlich geschützte Sonntags­
ruhe machen. Sie plant bis zum Frühjahr 
2018 eine Gesetzesänderung, wonach 
die Kommunen künftig Ladenöffnungen 
an bis zu acht Sonn- und Feiertagen 
genehmigen dürften. Dieses Vorhaben 
gehört zu einem »Entfesselungspaket 
I«, wie die Koalition formuliert. »Jetzt 
geht der Kampf um den Sonntagsschutz 
erst richtig los«, so ver.di Handel in NRW 
in einer Betriebsräte-Info. 

Bisher sind dort jährlich bis zu vier 
Ausnahmen von der Sonntagsruhe mög­
lich – allerdings unter Auflagen, die von 
den höchsten deutschen Gerichten in 
mehreren Urteilen mit bundesweiter 
Bedeutung in den letzten Jahren noch 
erheblich präzisiert worden sind. So muss 
ein von der Geschäftsöffnung unabhän­
giger »Anlassbezug« vorliegen, zum 
Beispiel ein Markt, eine Messe oder ein 
Volksfest. Die Veranstaltung selbst muss 
prägend für den Sonntag sein: Sie muss 
auch für sich allein einen stärkeren Be­
sucherstrom hervorrufen als die alleini­
ge Sonntagsöffnung der Geschäfte. 
Diese ist lediglich als nebensächliches 
Beiwerk zu sehen, so die Richter. 

Oberste Bundesgerichte
urteilen für Sonntagsschutz

»Erst im Mai hat das Bundesverwal­
tungsgericht wieder eindeutig bestätigt, 
dass für jede Sonntagsöffnung ein wirk­
lich hinreichender Anlass existieren muss«, 
so ver.di-Bundesvorstandsmitglied Ste­

fanie Nutzenberger. Über diese höchst­
richterliche Rechtsprechung, die in den 
letzten Jahren sehr viele erfolgreiche 
Klagen von ver.di und der »Allianz für 
den freien Sonntag« möglich gemacht 
hat, will sich die Regierung in NRW hin­
wegsetzen. Der Anlassbezug soll in der 
Gesetzesnovelle wegfallen. Künftig sol­
len Ausnahmeregelungen u.a. mit der 
»Belebung der Innenstädte« bzw. der 
»Herstellung eines zukunftsfähigen sta­
tionären Einzelhandels« begründet wer­
den können. Dabei hat das Bundesver­
waltungsgericht unmissverständlich klar­
gestellt: Der notwendige Anlassbezug 
einer Sonntagsöffnung gilt unabhängig 
von den jeweiligen Landesgesetzen. 

Entfesselt oder völlig durchgeknallt?
N R W - L A N D E S R E G I E R U N G  U N D  U N T E R N E H M E R V E R B Ä N D E  A T T A C K I E R E N  D E N  S O N N T A G

Bezahlung nach den Tarifverträgen des 
Einzelhandels, das ist in der Teilbran­

che Baumärkte und Gartencenter noch 
die absolute Ausnahme. Alle großen 
Unternehmen speisen ihre Beschäftigten 
mit untertariflichen Löhnen und Gehäl­
tern ab. Bei OBI und Dehner zeigt sich 
bislang der größte Widerstand. Umso 
überraschender kam jetzt die Nachricht, 
dass beim Baumarkt Ziesak in Oberhau­
sen, der zur Hagebau-Kooperation ge­
hört, ein Anerkennungstarifvertrag er­
zielt werden konnte: In der zweiten 
Verhandlungsrunde gelang am 21. Juli 
der Abschluss. 

Dabei hatte es lange so ausgesehen, 
als ob der Arbeitgeber die Wünsche nach 
besserer Bezahlung ignorieren würde. 
Erst als im März 2015 ein Betriebsrat 
gegründet wurde, sich seither ein Groß­
teil der Beschäftigten gewerkschaftlich 
in ver.di organisierte und mit verschie­

denen Aktionen in diesem Jahr für Auf­
merksamkeit sorgte, entwickelte sich die 
Erfolgsgeschichte. Zunächst trugen die 
aktiven Kolleginnen und Kollegen But­
tons. Dazu kamen dann ein offener Brief 
und eine Urabstimmung sowie eine ak­
tive Mittagspause mit Flugblattverteilung 
vor dem Oberhausener Betrieb. Das 
alles sorgte zeitweise für ausgesprochen 
schlechte Stimmung in der Geschäfts­
führung. 

Entgelt steigt schrittweise

»Ausschlaggebend für unseren Erfolg 
waren die öffentlichen Aktivitäten und 
die Möglichkeit eines Streiks«, ist sich 
die Betriebsratsvorsitzende Iris Blümer 
sicher. »Die Eigentümer sind sehr auf 
ihr Image bedacht, sie wollten unbedingt 
einen Streik und öffentliche Aufmerk­
samkeit vermeiden. Jahrelang hat sich 

Schlagartig besser

Aktion der Sonntagsallianz in München� FOTO: HUBERT THIERMEYER

Petition: Grundgesetz nicht 
auf Bestellung ändern!

In München hat die dortige Allianz für 
den freien Sonntag eine Petition »Der 
Sonntag muss bleiben!« gestartet und 
dazu aufgerufen, sich deutschlandweit 
daran zu beteiligen (www.change.org/
sonntag). »Eine Änderung des Grund­
gesetzes auf Bestellung des Handels darf 
es nicht geben«, betont sie. 

Es geht dabei u.a. um die von Kaufhof 
und Karstadt geführte Initiative »Selbst­
bestimmter Sonntag«, mit der die beiden 
Warenhauskonzerne die völlige Abschaf­
fung des freien Sonntags im Einzelhan­
del fordern. Solche Attacken gibt es auch 
von anderen Verbänden, die – genau wie 
die Regierung in NRW – die gefährliche 
Formel »Sonntagsshopping = Gemein­
wohlförderung« verbreiten. Weitere 
Vorstöße aus dem Handel sind für die 
Zeit nach der Bundestagswahl zu erwar­
ten. Die Sonntagsallianz ruft dazu auf, 
die Petition auf der Plattform change.
org zu unterstützen, um ein starkes Vo­
tum für den Sonntag zu erreichen. Bei 
einer Befragung des Bayrischen Rund­
funks sprachen sich bis Mitte 2017 ca. 
zwei Drittel der Teilnehmenden (64%) 
gegen verkausoffene Sonntage aus. In­
fratest dimap verzeichnete deutschland­
weit sogar eine 73-prozentige Ableh­
nung.

A N D R E A S  H A M A N N

www.allianz-fuer-den-freien-sonntag.de

A N E R K E N N U N G S T A R I F V E R T R A G  B E I M  O B E R H A U S E N E R  B A U M A R K T  Z I E S A K

nichts getan und auf einmal ging alles 
ganz schnell.«

Mit dem Ergebnis, dass in dem Ober­
hausener Baumarkt jetzt alle Tarifverträ­
ge des Einzelhandels gelten. Das Entgelt 
wird in fünf halbjährigen Anpassungs­
schritten angehoben, und ab dem 1. 
Januar 2020 werden die Beschäftigten 
die vollen Entgelte des Flächentarifver­
trages erhalten. Als Gegenleistung für 
das stufenweise Vorgehen bekommen 
sie eine Beschäftigungsgarantie bis Ja­
nuar 2021. Für die Azubis gelten ab 
sofort die Entgelte des Tarifvertrags Ein­
zelhandel. 

Auch bei der Arbeitszeit hat sich die 
Situation schlagartig verbessert: Sie ist 
ab 1. September bei vollem Lohnausgleich 
auf 37,5 Stunden reduziert worden – 
bislang musste zum Teil bis zu 42 Stun­
den gearbeitet werden. Die Teilzeitbe­
schäftigten können wählen, ob sie ihre 
Arbeitszeit bei gleichem Lohn reduzieren 
wollen oder ob sie bei gleicher Stunden­
zahl entsprechend höhere Löhne und 
Gehälter erhalten möchten. � A H A

Weiterhin 
kampfbereit
An zwei aufeinander folgenden Tagen 
haben Anfang Oktober jeweils mehr 
als 200 Beschäftigte von Zalando Brie-
selang für die Fortsetzung der Ver-
handlungen über einen Tarifvertrag 
Einzel- und Versandhandel gestreikt 
– einmal am Standort Brieselang und 
einmal vor der Hauptverwaltung des 
Online-Versandhandels in Berlin. »Der 
Arbeitgeber hatte Anfang September 
die Tarifverhandlungen ergebnislos 
abgebrochen und seitdem kein neues 
Angebot gemacht«, sagt Erika Ritter, 
Leiterin des Landesfachbereichs Han-
del bei ver.di Berlin-Brandenburg. Za-
lando hat bisher jegliche Entgelterhö-
hung wie Verhandlungen über den 
Tarif des Einzel- und Versandhandels 
verweigert. Die Beschäftigten bleiben 
weiterhin kampfbereit, sofern es in 
nächster Zeit kein verhandelbares An-
gebot gibt.� G G

Z A L A N D O
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GROSS- UND 
AUSSENHANDEL

KURZ & KNAPP
  PHOENIX WILL UMSTRUKTU-
RIEREN: Wenn Arbeitgeber »Fit für 
die Zukunft« werden wollen, wie 
derzeit der Pharmagroßhändler 
Phoenix, dann müssen die Beschäf-
tigten alarmiert sein. Denn solche 
Programme gehen in der Regel mit 
Arbeitsverdichtung und Stellenab-
bau einher. Bei Phoenix’ »Fit für die 
Zukunft« stehen Umstrukturierun
gen der Vertriebs- und Betriebsregio
nen im Mittelpunkt.  
So sollen die Standorte für die tele-
fonische Auftragsannahme von zehn 
auf drei verringert, die drei 
Debitorenabteilungen zentralisiert, 
der Vertriebsinnendienst gestrafft, 
das Stammlagersortiment in Herne 
(aber nicht der Betrieb) geschlossen 
sowie der Versandbereich auf ein 
Tochterunternehmen umorganisiert 
werden. »Der Gesamtbetriebsrat hat 
eine arbeitnehmerorientierte Unter-
nehmensberatung beauftragt, Ge-
genkonzepte zu entwickeln«, sagte 
Siegmar Roder von der ver.di-Bun-
desfachgruppe Groß- und Außen-
handel Mitte September.

Aufbruch sieht anders aus. Kurz 
nachdem die Geschäftsführung von 

Metro Cash-and-Carry (C&C) neue Kon­
zepte und eine nachhaltige Entwicklung 
innerhalb der Metro AG angekündigt 
hatte, gab es schon bald darauf einen 
mehr als kräftigen Dämpfer: Der Arbeit­
geber plant, den Gastromarkt in Aachen 
mit 46 Beschäftigten zum 30. April 2018 
zu schließen. ver.di und der GBR haben 
die Entscheidung, die der Aufsichtsrat 
mit der für die Mehrheit entscheidenden 
Stimme des Vorsitzenden getroffen hat, 
deutlich kritisiert.

Die Jobs sind zunächst 
sicher

»Wir verurteilen die beabsichtigte 
Marktschließung auf das Schärfste und 
haben keinerlei Verständnis für dieses 
Vorhaben«, schrieb der GBR in einem 
Info an die Beschäftigten. Es stelle sich 
mittlerweile die Frage, welcher Markt 
als nächster auf der Schließungsliste 
stünde, da mit Aachen und zuvor Krefeld 
und Braunschweig inzwischen drei 
Standorte betroffen seien. 

Hilfreich sei nun allerdings, betont 
Manfred Wirsch, Leiter der ver.di-Bun­
desfachgruppe Groß- und Außenhandel, 
die von ver.di und dem GBR im Frühjahr 
ausgehandelte Vereinbarung, wonach 

Der GBR, der in seinem Infoflugblatt 
ebenfalls die Gesamtbetriebsvereinba­
rung zum Ausschluss betriebsbedingter 
Beendigungskündigungen lobt, weist 
aber auch auf versteckten Personalabbau 
bei Metro C&C hin. Die Geschäftsleitung 
plant für 2018 ganz offiziell rund 70 
Vollzeitäquivalente (FTE) weniger ein als 
für 2017. Schon jetzt sei ein Abbau et­
wa in der Zentrale sowie die »Umver­
teilung« von Beschäftigten – etwa vom 
Markt ins Depot – zu registrieren. Des­
halb empfiehlt der GBR den Betriebsräten 
an den Standorten, hier aktiv zu werden 
und das Gespräch mit den Geschäfts­
leitern zu suchen.

Neue Vereinbarungen  
sind nötig

Unterdessen laufen für die Metro AG 
sowie ihre beiden Vertriebslinien die 
Vorbereitungen zur Aufsichtsratswahl 
Anfang Februar 2018, »die wir für ver.di 
natürlich erfolgreich bestreiten wollen«, 
so Manfred Wirsch. Und außerdem müs­
sen nach der Aufspaltung von Metro nun 
auch neue Vereinbarungen für die Ver­
tretung der Kolleg/innen auf europä­
ischer Ebene getroffen werden. Diesen 
Prozess begleitet und gestaltet ver.di in 
enger Abstimmung mit UNI Handel Eu­
ropa.� G G

Schwindsucht 
bei Metro C&C

S T E L L E N  S I N D  D A N K  V E R . D I  N O C H  M I N D E S T E N S  E I N  J A H R  S I C H E R

VER.DI HANDEL BLEIBT 

STARK IN DER BGHW

Mitte September konstituierten 
sich in Mannheim die neu ge-
wählten Gremien der Berufsge-
nossenschaft Handel und Wa-
renlogistik (BGHW). Zur Vorsit-
zenden der Vertreterversamm-
lung wurde mit Silke Mayer-
Seidler (rechts), Betriebsrätin 
aus dem Großhandel bei Netto 
und langjähriges Mitglied im 
Bundesfachgruppenvorstand 
Groß- und Außenhandel, erst-
mals eine Frau in eine Spitzen-
funktion der BGHW gewählt. 
Manfred Wirsch, Leiter der  
ver.di-Bundesfachgruppe Groß- 
und Außenhandel, wurde zum 
Vorstandsvorsitzenden wieder-
gewählt. »Schwerpunkt der Ar-
beit aus gewerkschaftlicher 
Sicht in der Berufsgenossen-
schaft wird in der anstehenden 
sechsjährigen Wahlperiode die 
weitere Verbesserung der Qua-
lität in Prävention und Rehabi-
litation sein«, erklärte Manfred 
Wirsch. »Damit werden wir ei-
nen Beitrag zu Guter Arbeit für 
unsere Kolleginnen und Kolle-
gen leisten.« Eine enge Verzah-
nung zwischen der Arbeit von 
BGHW und Bundesfachbereichs-
vorstand ver.di-Handel bleibe. �
� PM

Gute Neuigkeiten für die rund 280 
Beschäftigten bei Mobene (»Mobi­

lität und Energie«), einem Großhändler, 
der bundesweit Heizöl, Kraft- und 
Schmierstoffe vertreibt: Seit dem 1. Au­
gust erhalten sie 100 Euro mehr monat­
lich; für die unteren Entgeltgruppen 
entspricht das einer Steigerung von 3 
Prozent. Die Auszubildenden bekommen 
70 Euro mehr. Außerdem gibt es im De­
zember eine Einmalzahlung von 500 
Euro für Vollzeitbeschäftigte, einen an­
teiligen Betrag für in Teilzeit arbeitende 
Kolleg/innen.

Über der Fläche

»Die Beschäftigten in der Essener Mo­
bene-Zentrale und an den bundesweit 
26 Standorten erhalten damit Löhne, 
die deutlich über denen der Flächenta­
rifverträge liegen«, sagt Stefan Kraft aus 
der Bundesfachgruppe Groß- und Au­
ßenhandel, der die Tarifverhandlungen 
leitete. Denn auch im zurückliegenden 
Jahr konnte ver.di eine Menge für die 
Kolleg/innen herausholen: 135 Euro 
mehr monatlich gab es ab dem 1. August 
2016, 50 Euro plus für die Auszubilden­
den. Die vom Arbeitgeber gekündigten 

Tarifverträge (Mantel, Altersvorsorge, 
Vermögenswirksame Leistungen) wur­
den in der Zwischenzeit unverändert neu 
abgeschlossen. Neu ist eine Betriebsver­
einbarung über variable Entgeltbestand­
teile, von denen nun alle Beschäftigten 
profitieren.

Über die Tarifverträge wurde insgesamt 
achtmal en bloc verhandelt. Der Entgelt­
tarifvertrag hat eine Laufzeit von zwölf 
Monaten. Derzeit werden im Betrieb die 
Paragraph-3-Tarifverträge wegen der 
bevorstehenden Betriebsratswahlen im 
Frühjahr 2018 der aktuellen Situation 
angepasst.� G G

Ein vorzeigbarer 
Abschluss

M E H R  G E L D  F Ü R  M O B E N E - B E S C H Ä F T I G T E

Mobene liefert Öl und Kraftstoffe
� FOTO: MOBENE

Reales Lohnplus für BayWa-Beschäftigte erreicht
dem 1. September, und werden zum 1. 
September 2018 weitere 25 Euro mo­
natlich zusätzlich bekommen. Für die 
Azubis in kaufmännischer Ausbildung 
gibt es zu diesen Terminen einmal 2,4 
Prozent mehr und einmal 2,1 Prozent. 
Alle Tariferhöhungen werden nicht auf 
übertarifliche Zulagen angerechnet, so­
fern das nicht ausdrücklich einzelver­
traglich vereinbart sein sollte. Der neue 
Entgelttarifvertrag für die BayWa-Be­
schäftigten hat eine Laufzeit von 24 
Monaten. Er gilt gleichermaßen für die 
Kolleg/innen in West und Ost. Die Ent­
geltgleichheit wurde vor vier Jahren 
durchgesetzt.

Rundum positiv

Verhandlungsführer Stefan Kraft aus der 
ver.di-Bundesfachgruppe Groß- und 

E inen sehr guten Tarifabschluss konn­
te ver.di für die Beschäftigten der 

BayWa AG, einem der bundesweit großen 
Händler von Agrarprodukten, Ende Juli 
vereinbaren. Danach gibt es für alle Mit­
arbeiter/innen ab Lohn- bzw. Gehalts­
gruppe 3 (bis Gruppe 8 bzw. 9) eine 
zweistufige Entgelterhöhung um 2,4 
Prozent seit dem 1. August 2017 sowie 
um 2,1 Prozent zum 1. Juni 2018. Über­
proportional erhöht werden die Entgel­
te der Beschäftigten in den Lohn- bzw. 
Gehaltsgruppen 1 und 2: Sie bekommen 
Festbeträge von je 80 bzw. 60 Euro mo­
natlich plus seit 1. August dieses sowie 
zum 1. Juni kommenden Jahres.

Festbeträge wurden auch für die ge­
werblichen Auszubildenden vereinbart, 
so dass sich der Entgeltabstand zu den 
kaufmännischen Azubis verringert: Sie 
erhalten 35 Euro monatlich mehr seit 

Außenhandel bewertet den Abschluss 
als rundum positiv. »Die ver.di-Tarifkom­
mission hatte ein besonderes Augen­
merk auf die Übernahmeregularien bei 
den kaufmännischen Auszubildenden 
gelegt. 

Ein echtes Plus für 
Beschäftigte

Künftig müssen sie nun bei Übernahme 
spätestens nach sechs Monaten in die 
Tarifgruppe 3 eingruppiert werden.« Für 
den Arbeitgeber bedeute das Ergebnis 
wiederum Planungssicherheit für die 
nächsten zwei Jahre. »Nicht zuletzt 
drückt dieser Tarifabschluss Wertschät­
zung gegenüber den Beschäftigten aus, 
da er auch einen Reallohnzuwachs be­
deutet«, erklärt dazu Stefan Kraft.
� G U D R U N  G I E S E

T A R I F A B S C H L U S S  B E I  G R O S S H Ä N D L E R  F Ü R  A G R A R P R O D U K T E

Metro C&C schließt Standorte� FOTO: METRO

bis zum 30. September 2018 betriebs­
bedingte Kündigungen ausgeschlossen 
seien. »Diese Zeit gilt es jetzt zu nutzen.« 
Die Muttergesellschaft Metro AG, die 
nach der Abspaltung von Media Markt 

und Saturn allein für die Vertriebslinien 
Metro C&C sowie real,- zuständig sei, 
müsse nun ihrer Verantwortung für die 
Beschäftigten bei Cash-and-Carry gerecht 
werden.

BayWa handelt mit Agrarprodukten und Baustoffen� FOTO: BAYWA
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AdlerAmazon-Beschäftigte, am Rednerpult Frank Bsirske

Karstadt Sports

G R O S S K U N D G E B U N G  I N  D Ü S S E L D O R F  F Ü R  A L L G E M E I N V E R B I N D L I C H E  T A R I F V E R T R Ä G E  A M  9 .  S E P T E M B E R  2 0 1 7

derem aus der Bearbeitung und Weiter­
entwicklung von Sortimenten und Ver­
triebskanälen für e-Commerce, aus ty­
pisch kaufmännischen Elementen sowie 
der Gestaltung von interner und exter­
ner Kommunikation. Das neue Berufsbild 
trägt dem Umstand Rechnung, dass e-
Commerce im Handel eine zunehmend 
bedeutende Rolle spielt, und zwar für 
Unternehmen, die ausschließlich im In­
ternet agieren ebenso wie für den sta­
tionären Handel, der Waren direkt wie 
auch online anbietet.

Neuer Tarifbereich

Uta Kupfer: »Mit einer qualifizierten 
dualen Ausbildung in diesem Bereich 
eröffnet sich für ver.di auch eine gute 
Möglichkeit, über Tarife für diese neue 
Berufsgruppe zu verhandeln und so 
letztlich Mitglieder zu gewinnen.« Nach 
der Einigung von ver.di, Arbeitgebern 
und dem Bundesbildungsministerium 
auf das neue Berufsbild, folgt mit der 
Veröffentlichung im Bundesgesetzblatt 
Ende des Jahres der letzte Akt vor dem 
Startschuss für den ersten Ausbildungs­
gang e-Commerce im kommenden 
August.� G G

Kaufleute für Dialogmarketing, für Bü­
romanagement oder für den Groß- und 
Außenhandel mit Zusatzqualifikationen.
»Der Verkaufskanal übers Internet wird 
immer mehr genutzt und von den Han­
delsunternehmen auch personell ausge­
baut«, stellt Franziska Foullong, ver.di-

Jugendsekretärin im Fachbereich Han­
del, fest. »Mit einer qualifizierten Aus­
bildung erlernen die Auszubildenden, 
mit den Webshops umzugehen und 
Marketingstrategien onlinebasiert ein­
zusetzen.« Die Ausbildungsinhalte sind 
weit gefächert und bestehen unter an­

Nach umfassender Planungs- und 
Vorbereitungsarbeit in einem Sach­

verständigenkreis geht der neue Ausbil­
dungsberuf »Kaufleute e-Commerce« 
im August 2018 mit schätzungsweise 
1.000 Auszubildenden an den Start. Aus 
Sicht von ver.di bietet der Ausbildungs­
gang viele Chancen.

Anspruchsvoll und vielseitig

»Es ist der erste eigenständige Beruf, 
der im Rahmen von Digitalisierung im 
Dienstleistungsbereich entstanden ist«, 
sagt Uta Kupfer, die bei ver.di den Bereich 
Berufsbildungspolitik leitet. »Und es ist 
ein qualifizierter, dreijähriger Ausbil­
dungsberuf, der neben hoher Technik­
affinität auch das Arbeiten in bereichs­
übergreifenden Teams mit flachen Hie­
rarchien und eine Menge Eigenverant­
wortung beinhaltet.« Bisher ist der 
zunehmend wichtige Sektor des e-Com­
merce im Handel sehr heterogen besetzt: 
Hier arbeiten teilweise studierte Infor­
matiker/innen und andere Akademiker/
innen, aber auch dual ausgebildete 

Qualifiziert in die Zukunft

JAV-KONFERENZ HANDEL: Die nächste bundesweite JAV-Konferenz Handel 

findet vom 15. bis zum 17.05. 2018 in Berlin zum Thema »Digitalisierung in 

der Ausbildung statt. Eingeladen werden alle Jugend- und Auszubildenden-

Vertretungen und Betriebsräte im Einzel-, Online- und Versandhandel sowie 

im Groß- und Außenhandel.

N E U E R  A U S B I L D U N G S B E R U F  K A U F L E U T E  E - C O M M E R C E  S T A R T E T  N Ä C H S T E S  J A H R

eine Reaktion: Neueinstellungen würden 
jetzt mit 10,20 Euro »angepasst«. Aller­
dings gebe es nach wie vor keine Be­
reitschaft zu Tarifverhandlungen. »Zwar 
unterliegen wir deutschem Arbeitsrecht, 
aber alles wird von England aus nach 
der dortigen Rechtsauffassung gesteu­
ert. Das macht es schwierig.« Gebraucht 
wird die tarifgerechte Bezahlung unbe­
dingt. Die meisten der Verkäuferinnen 
haben lediglich Teilzeitverträge mit mi­
nimalem Rentenanspruch. Viele benö­
tigen einen Zweitjob, um ihre Familien 
über die Runden zu bringen. 

»Unsere Gehälter werden jährlich ge­
prüft, sodass wir sicherstellen können, 
dass sich diese auf einem konkurrenz­
fähigen Level in unserer Branche befin­
den«, heißt es auf der TK Maxx-Websi­
te. Gewerkschaftssekretär Buschbom 
hält dagegen: Laut aktueller Rechtspre­

Lärm von Trillerpfeifen und Klapper­
händen empfing Einkaufswillige am 

8. und 9. September vor der Lüneburger 
Filiale der Handelskette TK Maxx. Streik. 
Es war der zweite überhaupt in einer 
der insgesamt 119 deutschen Filialen 
von, laut Eigenwerbung, »Europas füh­
rendem Off-Price-Unternehmen für Fa­
shion und Wohn-Accessoires« mit 
Stammsitz in den USA. Alle Verkäufe­
rinnen dieser Schicht standen vor der 
Tür. Drinnen wurde der Betrieb durch 
eilends herbeigeschaffte Führungskräf­
te mühsam aufrechterhalten. 

Statt Klamotten gab es einen Appell 
an die Unternehmensleitung per ver.di-
Kundenflyer: »Ich will ja gern in Ihrem 
Store weiter einkaufen, aber wenn Sie 
Gewinne zu Lasten Ihrer Mitarbeiterin­
nen machen, dann stellt sich für mich 
die Frage: Warum zahlen Sie keine Ta­

rifvergütung…« Gerade mal den Min­
destlohn und »etwas drüber« zahle das 
Unternehmen, sagt ver.di-Fachsekretär 
Eberhard Buschbom aus der Region Süd-
Ost Niedersachsen. »Statt jetzt 8,84 bis 
11 Euro für eine Verkäuferin wollen wir 
eine Bezahlung von 11,15 bis 15,82 
Euro nach Tarifvertrag Einzelhandel. Auf 
unsere Forderung nach Gesprächen für 
einen Anerkennungstarifvertrag hüllt 
sich die deutsche Geschäftsführung in 
Düsseldorf bislang in Schweigen.« 

Betrieb wird aus England 
gesteuert

Claudia Kock, stellvertretende Betriebs­
ratsvorsitzende der Lüneburger Filiale 
und Mitglied der ver.di-Tarifkommission, 
registriert nach dem Streik, »der unseren 
Kolleginnen Mut machte«, dennoch 

Befremdliches Ansinnen
S T R E I K  B E I  T K  M A X X  L Ü N E B U R G  U M  A N E R K E N N U N G S T A R I F V E R T R A G

chung des Landesarbeitsgerichts Hessen 
sei eine »30 Prozent unter der ortsübli­
chen Vergütung« liegende Bezahlung 
»sittenwidrig«. 

Teils skandalöse 
Arbeitsbedingungen

Das betreffe eine Verkäuferin bei TK 
Maxx nach sieben Berufsjahren in Grup­
pe II, die 9,19 bekommt, der laut Tarif 
15 Euro zustehen würden. Zudem gebe 
es teils »skandalöse« Arbeitsbedingun­
gen mit flexiblen Wechseln zwischen 6 
und 21 Uhr von »heut auf morgen«, 
dazu Verletzungen des Datenschutzes 
mit Videoüberwachung. »Hier muss sich 
manches ändern. Deshalb werden wir 
nicht lockerlassen. ver.di besteht auf der 
Forderung nach einem Tarifvertrag und 
wird die Gründung weiterer Betriebsräte 
bei TK Maxx unterstützen«, so Eberhard 
Buschbom. »Neue Streiks sind nicht 
ausgeschlossen.«� B .  E R D M A N N

EINER FÜR ALLE

»EINER  FÜR  ALLE«

tigten, die dauerhaft Druck auf die Ar­
beitgeber ausüben müssten.

Im Vorfeld der AVE-Demonstration 
hatten etliche Gesamtbetriebsräte bzw. 
Betriebsräteversammlungen die Kampa­
gne ausdrücklich unterstützt, etwa von 
H&M, Zara, Esprit, Primark und Adler. 

Nicht zuletzt hatte 
der GBR von Galeria 
Kaufhof in einer Re­
solution die Bedeu­
tung der Tarifbin­

dung unterstrichen. 
»Dieses Modell Ga­
leria Kaufhof kann 

auf lange Sicht nur be­
stehen, wenn die regio­

nalen Flächentarifverträge im 
Handel für alle Beschäftigten gelten.« 

Deshalb unterstütze der GBR die 
AVE-Kampagne von ver.di. »Wir fordern 
einen Wettbewerb unter gleichen – und 
zwar sozialverträglichen – Bedingungen.«

Weiter für AVE  
kämpfen

Nach der Bundestagswahl vom 24. Sep­
tember ist allerdings offen, wie die 
Schwerpunkte in den nächsten Jahren 
gesetzt werden. Für ver.di steht in jedem 
Fall fest, dass die Aktivitäten in den 
Betrieben und Unternehmen fortge­
setzt und die Forderungen nach allge­
meinverbindlichen Tarifverträgen im 
Handel weiter mit Nachdruck erhoben 
werden.� G U D R U N  G I E S E

Fortsetzung von Seite 1

Toys«R«Us

Stefanie Nutzenberger

TK Maxx

OBI (oben) und Dehner (unten)

SIE TROTZTEN den Regenschauern 

wie sonst Mobbing und Tarif-

flucht: Mehr als 2.000 Handelsbe-

schäftigte aus Betrieben wie Ama-

zon, Adler, H&M, Karstadt Sports, 

OBI, Toys’R’Us, Zalando, die am  

9. September nach Düsseldorf ge-

kommen waren, um lautstark und 

energisch die Allgemeinverbind-

lichkeit der Tarifverträge des Han-

dels zu fordern. Zu den Kolleg/in-

nen sprachen u.a. der ver.di-Vor-

sitzende Frank Bsirske, das ver.di-

Bundesvorstandsmitglied für den 

Handel Stefanie Nutzenberger so-

wie die damalige Bundesarbeits-

ministerin Andreas Nahles (SPD).
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